
Öffentlicher Dienst: Die Zukunft ist jetzt!
Gewerkschaftstag des Deutschen Beamtenbundes Nordrhein-Westfalen

Das höchste Gremium des Deutschen Beamtenbundes Nordrhein-Westfalen (DBB NRW), der Gewerkschaftstag, 
findet alle fünf Jahre statt. Am 20. und 21. Mai 2019 ist es wieder so weit. Neben den Vorstandswahlen wird die 
Politik der nächsten Jahre festgelegt. Zu der öffentlichen Veranstaltung werden zahlreiche Gäste aus dem Parla-
ment und der Landesregierung erwartet.

Die öffentliche Veranstaltung 
findet aus Anlass des Gewerk-
schaftstages am 21. Mai im 
Hotel Crowne Plaza in Neuss 
statt. Dort werden unter ande-
rem der Ministerpräsident des 
Landes Nordrhein-Westfalen, 
Armin Laschet, der Bundesvor-
sitzende des dbb beamten-
bund und tarifunion, Ulrich Sil-
berbach, und der Minister für 
Wirtschaft, Innovation, Digita-
lisierung und Energie des Lan-
des Nordrhein-Westfalen, Prof. 
Dr. Andreas Pinkwart, zu den 
rund 500 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer sprechen. Zuvor hat 
der/die am Vortrag im Rahmen 
der Arbeitstagung gewählte/r 
Vorsitzende das Wort.

Unter der Moderation der Jour-
nalistin Steffi Neu wird im An-
schluss eine Talkrunde zum 
Thema „Digitalisierung im öf-
fentlichen Dienst in Nordrhein-
Westfalen“ stattfinden, an der 
Dr. Marcus Optendrenk MdL 
(CDU), Thomas Kutschaty MdL 
(SPD), Ralf Witzel MdL (FDP), 
Matthi Bolte-Richter MdL 
(Bündnis 90/Die Grünen) teil-
nehmen werden.

Am 20. Mai wird die Arbeitsta-
gung mit den Wahlen des Vor-
stands des DBB NRW und der 
Antragsberatung stattfinden.

Zur Wahl kandidieren nach 
dem jetzigen Stand folgende 

Mitglieder für die Funktionen 
innerhalb des Vorstandes:

Roland Staude (komba) als 
1. Vorsitzender,

Jutta Endrusch (VBE) als  
2. Vorsitzende,

Andreas Bartsch (PhV), 
Himmet Ertürk (vdla),  
Achim Hirtz (BSBD), Erich 
Rettinghaus (DPolG) und 
Andrea Sauer-Schnieber 
(DSTG) als stellvertretende 
Vorsitzende,

Andreas Hemsing als Vorsit-
zender der DBB NRW Tarif
kommission,

Stefan Behlau (VBE), Rainer 
Hengst (DSTG), Hubert Meyers 
(komba) und Astrid Walter-
Strietzel (GdS) als weitere 
Mitglieder des Vorstandes.

Die Delegierten haben über 
vier Leitanträge, 13 Anträge 
zum Besoldungsrecht, 15 
zur Besoldung, 20 zur Ver-
sorgung, fünf zur Mitbe-
stimmung, zwölf zur Tarif-
politik, einen zum Arbeits- 
recht, zehn zum Arbeitszeit-
recht, neun zu Ausbildung/
Laufbahnrecht, zwei zu leh-
rerspezifischen Forderun-
gen, elf zum Sozialrecht,  
17 zum Beihilferecht, 33  
zu Beschäftigungsbedin
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gungen/Verschiedenes zu 
entscheiden.

In seinem Vorwort zum Ge-
schäftsbericht anlässlich des 
Gewerkschaftstages blickt der 
Vorsitzende des Deutschen 
Beamtenbundes Nordrhein-
Westfalen, Roland Staude, auf 
ereignisreiche und herausfor-
dernde Jahre zurück, in denen 
der DBB NRW einiges für die 

Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst erreichen konnte. 

So führt er unter anderem aus, 
dass der DBB NRW in den ver-
gangenen Jahren den Dialog 
mit der Politik und der Landes-
regierung weiter intensivieren 
konnte. Sowohl mit der rot-
grünen als auch nach dem Re-
gierungswechsel im Mai 2017 
mit der schwarz-gelben Lan-

desregierung wird ein regelmä-
ßiger offener und konstruktiver 
Austausch gepflegt. 

Digitalisierung ist längst 
kein Zukunftsthema mehr

Das ermöglichte es dem DBB 
NRW auch, wichtige Punkte in 
die Koalitionsverhandlungen 
einzubringen, insbesondere 
mit Fokus auf das Thema At-

traktivitätsoffensive für den 
öffentlichen Dienst. 

„Die Digitalisierung ist längst 
kein Zukunftsthema mehr“, 
so Roland Staude, „das uns in 
den nächsten Jahren errei-
chen wird.“ Genau das soll 
das Motto des Gewerk-
schaftstages deutlich ma-
chen: Öffentlicher Dienst:  
Die Zukunft ist jetzt!�

DBB NRW Gewerkschaftstag:  
Dienstrechtsreform 2.0
Leitantrag des geschäftsführenden Vorstandes des Deutschen Beamtenbundes  
Nordrhein-Westfalen 

Anlässlich des diesjährigen Gewerkschaftstages des 
Deutschen Beamtenbundes Nordrhein-Westfalen am 
20. und 21. Mai 2019 in Neuss hat der Vorstand einen 
Leitantrag gestellt, der hier in Auszügen veröffentlicht 
wird.

Das Berufsbeamtentum zählt 
in Deutschland zu den wich-
tigsten Stützpfeilern und 
garantiert zu jeder Zeit die 
Funktionsfähigkeit des Staa-
tes. Ein Bekenntnis zum Be-
rufsbeamtentum mit seinen 
hergebrachten Grundsätzen 
ist folglich auch in Zukunft 
zwingend notwendig. Insbe-
sondere, da es in der Vergan-
genheit Bestrebungen gege-
ben hat, das ausgewogene 
Gleichgewicht an Rechten 
und Pflichten, das mit dem 
Berufsbeamtentum verbun-
den ist, zu stören. Beispiels-
weise wurde das Streikverbot 
des Berufsbeamtentums in-
frage gestellt. 

Das Bundesverfassungsgericht 
hat jedoch Rechtssicherheit 
hergestellt und das Streikver-
bot zu den hergebrachten 
Grundsätzen des Berufsbeam-
tentums erklärt. Außerdem 
hat es die Mitwirkungsmög-
lichkeiten der Gewerkschaften 
und Berufsverbände gestärkt. 
Um diesen auch in der Praxis 
Geltung zu verschaffen, fordert 
der DBB NRW mehr Wertschät-

zung bei der Beteiligung im 
Gesetzgebungsverfahren. 

Diese drückt sich zum Beispiel 
darin aus, dass bei Verbände-
beteiligungen ein angemesse-
ner zeitlicher Vorlauf für die 
Bearbeitung der Vorlagen an-
gesetzt wird und dass Refor-
men mit Ernsthaftigkeit ver-
folgt werden. Letzteres wird 
insbesondere dadurch konter-
kariert, dass etwa ein Gebot 
der Ausgabenneutralität be-
reits im Vorfeld jede Reform zu 
einem „Reförmchen“ werden 
lässt.

Folgende Forderungen und 
Kernthemen sind für eine 
Dienstrechtsreform 2.0 maß-
geblich: 

1. �Schutz der hergebrachten 
Grundsätze des Berufs
beamtentums

Die hergebrachten Grundsätze 
des Berufsbeamtentums sind 
ein grundgesetzlich geschütz-
tes Gut und als solches sind sie 
vor Angriffen von allen Seiten 
zu schützen. Nur so kann dau-

erhaft die Funktionsfähigkeit 
des Staates gewährleistet wer-
den. 

2. �Attraktivitätsoffensive zur 
Gewinnung und Bindung 
von Fachkräften

Tausende unbesetzte Stellen 
sind ein deutliches Signal: Der 
Fachkräftemangel nimmt im-
mer weiter zu. Schon heute ist 
es in vielen Bereichen nicht 
mehr möglich, ausgeschriebe-
ne Stellen zu besetzen, und 
perspektivisch ist davon auszu-
gehen, dass sich die Situation 
nicht verbessern, sondern eher 
noch verschlechtern wird, 
denn der demografische Wan-
del trifft den öffentlichen 
Dienst deutlich stärker als viele 
andere Bereiche. Um konkur-
renzfähig gegenüber der Pri-
vatwirtschaft im Wettbewerb 
um die besten Köpfe zu wer-
den, ist es wichtig, den öffent-
lichen Dienst attraktiver zu 
machen. Dazu gehört als wich-
tiges Element eine leistungs-
gerechte, wettbewerbsfähige 
und zukunftsorientierte Besol-
dung. Gerade für junge Men-
schen sind neben der Besol-
dung aber auch viele weitere 
Aspekte entscheidend bei der 
Berufswahl: Ein modernes Ar-
beitsumfeld, gute Entwick-
lungsperspektiven sowie eine 

ausgeglichene Work-Life-
Balance müssen ebenfalls 
gewährleistet sein. 

3. �Verbesserung von leistungs-
gerechten Karriere- und Auf-
stiegsmöglichkeiten

Das aktuelle Dienstrecht bietet 
durch seine starren Vorgaben 
kaum die Chance, Aufstiegs-
möglichkeiten wirklich leis-
tungsgerecht auszugestalten, 
insbesondere haushaltsrechtli-
che Beschränkungen dürfen 
dem nicht entgegenstehen. 
Das macht den öffentlichen 
Dienst nicht nur für Bewerbe-
rinnen und Bewerber unattrak-
tiv, sondern wirkt sich auch bei 
den bestehenden Beschäftig-
ten negativ auf die Motivation 
aus. Eine Flexibilisierung und 
Verbesserung der Karriere- und 
Aufstiegsmöglichkeiten würde 
dagegen die Motivation und 
Leistungsfähigkeit der Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst, 
und insgesamt die Attraktivi-
tät des öffentlichen Dienstes 
steigern.

4. �Entwicklung und Umset-
zung eines ganzheitlichen 
Konzeptes zum Gesund-
heitsmanagement

Im Rahmen der Dienstrechts-
reform wurde das Gesund-
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heitsmanagement erstmalig 
im Landesbeamtengesetz ver-
ankert. Das ist grundsätzlich 
zu begrüßen, allerdings wurde 
auf die Definition von einheit-
lichen Mindeststandards ver-
zichtet. In den meisten nord-
rhein-westfälischen Behörden 
wurde zwar ein Gesundheits-
management eingeführt, Um-
fang, Gewichtung und Quali-
tät unterscheiden sich jedoch 
erheblich. Dabei trägt aktives 
Gesundheitsmanagement 
nachweislich dazu bei, die Ar-
beitsleistungen zu verbessern 
und Krankenstände zu sen-
ken. Ein ganzheitliches Ge-
sundheitsmanagement muss 
zeitnah erarbeitet und unter 
Beachtung von Mindeststan-
dards eingeführt und evalu-
iert werden. Ein ernsthaftes 
Gesundheitsmanagement 
muss zudem mit entsprechen-
den Haushaltsmitteln hinter-
legt sein. Das muss sich auch 
bei der Beihilfe widerspiegeln, 
aus diesem Grund müssen 

präventive Maßnahmen künf-
tig auch beihilfefähig sein. 

5. �Weitere Verbesserungen bei 
der Vereinbarkeit von Beruf, 
Karriere und Familie

Verschiedene Arbeits- und 
Arbeitszeitmodelle bieten El-
tern sowie auch pflegenden 
Angehörigen im öffentlichen 
Dienst ein hohes Maß an Fle-
xibilität bei der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Jedoch 
müssen sie sich auch heute 
noch häufig zwischen Familie 
und Karriere entscheiden. 
Deswegen muss hier eine ste-
tige Weiterentwicklung statt-
finden und es müssen neue, 
moderne Arbeitsformen ent-
wickelt werden. Dazu gehören 
Jobsharing genauso wie 
Telearbeit und Homeoffice – 
auch in Führungspositionen. 
Ebenso muss in diesem Zu-
sammenhang auch der Begriff 
der Arbeitszeit neu definiert 
werden. 

6. �Absenkung der  
Arbeitszeit 

Die Arbeitszeit von Beamtin-
nen und Beamten in Nord-
rhein-Westfalen ist mit in der 
Regel 41 Stunden eine der 
höchsten Wochenarbeitszeiten 
in Deutschland. Das ist alles 
andere als zeitgemäß und 
schwächt die Attraktivität des 
öffentlichen Dienstes massiv. 
Eine Absenkung der Wochen-
arbeitszeit für die Beamtinnen 
und Beamten im öffentlichen 
Dienst ist zwingend notwen-
dig und zudem auch längst 
überfällig. Interessante Ansät-
ze können sich aus einer Kom-
bination der Absenkung der 
Arbeitszeit mit der Einführung 
von Lebensarbeitszeitkonten 
ergeben. 

7. �Sicherung der 
Altersversorgung

Besoldung und Versorgung 
bilden beim Alimentations-

prinzip eine Einheit. Auch mit 
Blick auf die Attraktivität des 
öffentlichen Dienstes stellt 
die Versorgung einen wichti-
gen Aspekt dar. Folglich sind 
die Sicherung der Bemessung 
der Pensionshöhe sowie eine 
Beibehaltung des Prinzips der 
Versorgung aus dem letzten 
Amt zwingend notwendig. 
Damit dies auch zukünftig 
gewährleistet werden kann, 
ist eine adäquate Vorsorge 
unerlässlich – auch im Sinne 
einer Generationsgerechtig-
keit. Aus diesem Grund müs-
sen die Zuführungen zum 
Pensionsfonds deutlich ange-
hoben werden. Mindestens 
aber müssen die Mittel zuge-
führt werden, die von den 
Beamtinnen und Beamten 
durch den 1,6-prozentigen 
Besoldungs- und Versor-
gungsverzicht selbst zu die-
sem Zweck aufgebracht wer-
den. Diese Summe beläuft 
sich in 2019 auf etwa 600 
Millionen Euro. �

Interview

Der Wettbewerb um  
die besten Köpfe ist 
intensiver geworden
Interview mit dem Minister der Finanzen des 
Landes, Lutz Lienenkämper

DBB NRW Magazin: Am 
22. März wurden die Besol-
dungsgespräche mit einem 
durchaus akzeptablen Ergebnis 
abgeschlossen. Wie beurteilen 
Sie das Ergebnis?

Lutz Lienenkämper: Wir haben 
als neue Landesregierung 
durch unsere Finanzpolitik 
Haushaltsspielräume geschaf-
fen. Gleichzeitig hat sich die 
Einnahmeseite durch die noch 
guten wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen positiv ent-
wickelt. Den sich aus beidem 

ergebenden Gestaltungsspiel-
raum haben wir aus voller 
Überzeugung dazu genutzt, 
um bei der Frage der Übernah-
me des Tarifergebnisses auf 
den Beamten- und Versor-
gungsbereich eine 1:1-Über-
nahme vorzuschlagen. Damit 
geht allerdings eine enorme 
Anstrengung für den Landes-
haushalt einher. Wir reden 
über die Laufzeit von fast 5,4 
Milliarden Euro an zusätzli-
chen Kosten, und zwar für den 
Beamten- und den Tarifbe-
reich. Neben den Bereichen In- ©

 F
M

 N
RW

Roland Staude und Lutz Lienenkämper



4 Mai 2019

DBB NRW Magazin Interview

nere Sicherheit, Infrastruktur, 
Digitalisierung, Bildung und 
Kibiz ist dies einer der größten 
zusätzlichen Ausgabenblöcke 
der neuen Landesregierung. 

Das geht also fast schon leicht 
über die Grenze des Machba-
ren hinaus, ist aber trotzdem 
absolut angemessen und zeigt 
unsere hohe Wertschätzung 
der sehr guten Arbeit unserer 
Beamtinnen und Beamten.

DBB NRW Magazin: Dafür an 
dieser Stelle auch mal herz
lichen Dank. Der Tarifabschluss 
und die Übernahme für den 
Beamtenbereich stellt sicher-
lich zum einen eine Wertschät-
zung gegenüber dem öffent
lichen Dienst in NRW dar, zum 
anderen aber ist es auch eine 
Notwendigkeit im Kampf um 
die besten Köpfe. Wie kann in 
diesem Zusammenhang die 
Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes noch zusätzlich ge-
steigert werden?

Lutz Lienenkämper: Natürlich 
spüren auch wir, dass der 
Wettbewerb um die besten 
Köpfe intensiver geworden ist. 
Aber ich sage auch: Der öffent-
liche Dienst in Nordrhein-
Westfalen muss sich nicht 
verstecken, im Gegenteil. Wir 
sind ein attraktiver Arbeitge-
ber, nicht zuletzt angesichts 
hervorragender Ausbildungen, 
interessanter Weiterentwick-
lungsmöglichkeiten und span-
nender, vielfältiger Aufgaben, 
die wichtig für das Gemeinwe-
sen sind, die aber auch Spaß 
machen. Trotzdem ist es ein 
Wettbewerb, in dem wir ste-
hen, und da können wir noch 
besser werden. 

Bei unseren Attraktivitätsüber-
legungen haben wir jedoch 
zwischen finanzwirksamen 
und anderen Überlegungen zu 
unterscheiden. Ich befürchte, 
dass es in der Laufzeit dieses 
Tarifabschlusses kaum Spiel-
raum für weitere finanzwirksa-
me Strukturveränderungen ge-
ben wird. Insbesondere vor 
dem Hintergrund sich eintrü-
bender Konjunkturprognosen 

müssen wir damit rechnen, 
dass die Spielräume enger 
werden. 

Allerdings haben wir eine 
ganze Reihe von anderen 
Möglichkeiten, die Attraktivi-
tät zu stärken. Das ist ja auch 
ein Teil der Vereinbarungen 
der Landesregierung mit den 
Gewerkschaften gewesen. Wir 
wollen über diesen Bereich 
weiter miteinander sprechen 
und nachdenken. Hier kann 
ich mir vieles vorstellen, bei-
spielsweise eine weitere Flexi-
bilisierung und Unterstützung 
von bedarfsgerechten Heim-
arbeits- beziehungsweise Te-
learbeitsmöglichkeiten. 

DBB NRW Magazin: Es ist für 
uns wichtig, dass im Rahmen 
der Besoldungsgespräche 
zum Ausdruck gekommen  
ist, dass während der noch 
30-monatigen Laufzeit kein 
Stillstand herrschen soll, son-
dern dass wir im Dialog blei-
ben. Sie haben die Laufzeit 
bis 2021 angesprochen. Das 
führt zwangsläufig zum The-
ma demografischer Wandel. 

Der demografische Wandel in 
der Landesregierung hat bis 
2024 steigend extreme Aus-
wirkungen hinsichtlich der Be-

schäftigten und auch in den 
Leitungsfunktionen. Das hat 
natürlich auch Auswirkungen 
auf die Nachwuchsgewinnung. 
Müssen wir uns daran gewöh-
nen, dass es immer mehrere 
Tausend Leerstellen in NRW 
gibt oder wie kann diesen Aus-
wirkungen entgegengewirkt 
werden? 

Lutz Lienenkämper: Ich stim-
me Ihnen zu, dass es sich hier-
bei um eine große und for-
dernde Aufgabe handelt. In der 
Finanzverwaltung haben wir 
ihr uns erfolgreich mit unserer 
Ausbildungsoffensive gestellt. 
Die vorherige Landesregierung 
hat zurecht die Zahl der Ein-

stellungen bereits erhöht. Wir 
haben diesen Weg fortgesetzt 
und kommen 2019 auf fast 
1 500 Neueinstellungen im Be-
reich der Finanzverwaltung. 
Dennoch werden die neu Ein-
gestellten logischerweise nicht 
gleich Führungspositionen 
übernehmen können. Deshalb 
liegt unser Augenmerk auch 
auf der Personalentwicklung. 
Wir als Finanzverwaltung ha-
ben deshalb den Prozess für 
ein neues Personalentwick-
lungskonzept gestartet, das 
neue Perspektiven und Mög-
lichkeiten aufzeigt. Sicherlich 

auch ein Element, das wir in 
Zukunft miteinander bespre-
chen müssen. 

Zudem setzen wir aktuell un-
sere Ausbildungsoffensive fort. 
In der Vergangenheit ist eine 
ganze Zeit lang zu wenig ein-
gestellt worden. Das kann man 
nicht in einem Schritt aufho-
len. Wir sind also immer noch 
dabei, das aufholende Momen-
tum zu realisieren. Das aber 
mit großen Anstrengungen.

DBB NRW Magazin: Was auf-
fällt ist, dass der Begriff der 
klassischen Dienstrechtsre-
form kaum noch angewendet 
wird. Alle sprechen nur noch 

von Maßnahmen zur Attrakti-
vitätssteigerung. Ende letzten 
Jahres haben Sie die Einfüh-
rung von Lebensarbeitszeit-
konten angekündigt. Ein si-
cherlich nicht einfaches 
Projekt, wenn man sich die 
Vielfalt der Beschäftigungs
situationen in einer Landesver-
waltung betrachtet. Gibt es 
schon konkrete Ansätze und 
wann werden die Gewerk-
schaften eingebunden? 

Lutz Lienenkämper: Ich möch-
te hier ganz bewusst unseren 
gemeinsamen Gesprächen 
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nicht vorgreifen. Wir haben 
vereinbart, dass wir das Thema 
Attraktivität mit all seinen Fa-
cetten miteinander in Ruhe be-
sprechen werden. Wir sollten 
diese kluge Vereinbarung ge-
meinsam mit Leben füllen und 
wechselseitig unsere Vorstel-
lung miteinander abgleichen 
und übereinanderlegen. Da 
kann das Thema Lebensar-
beitszeitkonten eine Rolle spie-
len, aber eben viele andere 
Ideen auch. 

DBB NRW Magazin: Stichwort: 
Schuldenbremse. Ab 2020 
muss auch das Land die verfas-
sungsrechtliche Vorgabe zur 
Schuldenbremse erfüllen. Se-
hen Sie bei der Einhaltung der 
Kriterien Probleme? 

Lutz Lienenkämper: Wir haben 
als Landesregierung die Haus-
haltswende schon jetzt ge-
schafft. Statt neuer Schulden 
wie in allen Haushalten seit 
1973 haben wir schon im ers-
ten Gestaltungshaushalt 2018 
eine schwarze Null geplant 
und im Vollzug sogar Über-
schüsse erzielt. So geht es wei-
ter. Für 2019 stehen leichte 
Überschüsse im Haushalt und 
wir wollen über die gesamte 
Legislaturperiode keine neuen 
Schulden aufnehmen. Dies tun 
wir nicht nur, weil wir ab 2020 
die Schuldenbremse einhalten 
wollen und müssen. Wir sind 
vielmehr der festen Überzeu-
gung, dass es eine Frage der 
Generationengerechtigkeit ist, 
Haushaltsdisziplin zu bewei-
sen, wenn die Möglichkeiten 
hierzu bestehen. Wir sind also 
auf die Schuldenbremse gut 
vorbereitet.

Klar ist aber auch: So etwas 
funktioniert nur mit Konsoli-
dierungsmaßnahmen. Das 
muss man ganz offen anspre-
chen. Es wäre unverantwort-
lich, diese Seite völlig aus dem 
Blick zu verlieren. Insbesonde-
re jetzt, wo wir uns aufgrund 
der jüngsten Daten zur ge-
samtwirtschaftlichen Entwick-
lung in einem unsicheren 
Prognosezeitraum befinden. 
Gerade ist die Prognose für das 

Wirtschaftswachstum 2019 
auf ein Wachstum von 0,5 Pro-
zent beim BIP zurückgefahren 
worden. Zur letzten Steuer-
schätzung ging man noch von 
deutlich größeren Steigerungs-
raten für 2019 aus. Für 2020 
muss man sich das nun noch 
einmal genau anschauen. Alle 
gehen davon aus, dass sich die-
ses Bild schon in der Mai-Steu-
erschätzung niederschlagen 
wird. Ich will den Teufel nicht 
an die Wand malen. Aber diese 
Zahlen legen uns umso mehr 
nahe, sehr solide zu wirtschaf-
ten.  

DBB NRW Magazin: Ein letztes 
Thema ist das Hamburger Mo-
dell. Wir merken, dass wir viele 
Nachfragen zu diesem Thema 
bekommen. Da gibt es jetzt ei-
nen Gesetzesänderungsantrag 
der SPD, in dem diese bei Ein-
führung mit Mehrausgaben 
von zwölf bis 13 Millionen Euro 
für den Landeshaushalt rech-
net. Dann gibt es einen Antrag 
der Grünen. Wie ist Ihre Positi-
on zum Hamburger Modell?

Lutz Lienenkämper: Wir haben 
uns natürlich mit dem Thema 
im Plenum intensiv befasst. 
Allerdings haben die Koaliti-
onsfraktionen bereits in der 
ersten Diskussionsrunde deut-
lich gemacht, dass sie erhebli-
che Bedenken gegen diese Vor-
schläge haben. Diese sind in 
allererster Linie strukturbe-
dingt. Denn die Vorschläge 
wirken auf die Struktur unse-
res Versicherungswesens. Ich 
teile das und habe meine gro-
ßen Zweifel, ob solche tief 
greifenden Änderungen den 
Nutzen rechtfertigen. Ähnli-
ches gilt im Hinblick auf die 
Haushaltsauswirkungen: Auch 
hier habe ich meine Zweifel, 
dass sie in Relation zu etwai-
gen Erleichterungen stehen. 
Deswegen ist es auch kein Ge-
heimnis, dass ich der Intention 
hinter dem Hamburger Modell 
skeptisch gegenüberstehe und 
momentan auch keine Mehr-
heit dafür im Landtag sehe. 

DBB NRW Magazin: Vielen 
Dank für das Gespräch.�
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Aktueller Rückblick auf eine bewegte Zeit
Sitzung der DBB NRW Kreis- und Stadtverbände

Die Vorsitzenden der DBB NRW Kreis- und Stadtverbände kamen in Düsseldorf zum 
regelmäßigen Austausch zusammen. Themen waren u. a. die Besoldungsgespräche, 
der anstehende Gewerkschaftstag und die Arbeit in den einzelnen Verbänden. 

Die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts zum Streik-
verbot für Beamtinnen und Be-
amte sowie die kürzlich geführ- 
ten Besoldungsgespräche – das 
waren die Schwerpunkte des 
Berichts zur „Aktuellen Lage 
im öffentlichen Dienst“ von 
Roland Staude, 1. Vorsitzender 
des Deutschen Beamtenbun-

des Nordrhein-Westfalen (DBB 
NRW). Insbesondere der Ab-
lauf und die Ergebnisse der Be-
soldungsgespräche trafen da-
bei auf großes Interesse. „Es ist 
keine Selbstverständlichkeit, 
dass wir eine inhalts- und vor 
allem zeitgleiche Übertragung 
erreichen konnten“, erklärte 
Roland Staude. „Wichtig ist 

außerdem, dass wir eine ver-
bindliche Gesprächszusage zur 
Steigerung der Attraktivität 
des öffentlichen Dienstes er-
reicht haben. Das bedeutet, 
dass wir keinen Stilstand bis 
zur nächsten Runde haben.“ 

Viel Raum nahm auch der an-
stehende Gewerkschaftstag 

des DBB NRW ein. Dieser fin-
det am 20. und 21. Mai 2019 
in Neuss statt. Dort werden 
nicht nur der neue Vorstand 
gewählt, sondern auch die 
Leitlinien für die Arbeit der 
kommenden fünf Jahre fest-
gelegt. Die Kreis- und Stadt-
verbände sind als stimmbe-
rechtigte Delegierte geladen 
und können so aktiv die Ge-
werkschaftspolitik des DBB 
NRW beeinflussen. 

Zuletzt berichteten die anwe-
senden Vorsitzenden aus ihren 
Kreis- und Stadtverbänden. 
Dabei waren die Erfahrungen 
sehr unterschiedlich. Während 
beispielsweise der gerade wie-
der aktvierte Stadtverband 
Remscheid von den Fortschrit-
ten seiner Aufbauarbeit be-
richtete, konnten andere von 
Gesprächen mit der lokalen 
Politik sowie von absolvierten 
Seminaren und Freizeitaktivi-
täten berichten.  
� JM

DBB intern

Politik soll nicht wieder  
mit Reformen und purem  
Aktionismus ausbremsen
Interview mit dem langjährigen Vorsitzenden des PHV NRW,  
Peter Silbernagel

Peter Silbernagel legte nach 17 Jahren als Vorsitzender des Philologen-Ver-
bandes Nordrhein-Westfalen (PhV NRW) sein Amt nieder. Sabine Mistler 
wurde am 29. März 2019 – wie in der letzten Ausgabe berichtet – zur neu-
en Vorsitzenden gewählt. Am Rande der Tagung führte das DBB NRW 
Magazin ein kurzes Interview mit dem scheidenden Vorsitzenden.

DBB NRW Magazin: Wie lange 
waren Sie im Philologen-Ver-
band in Nordrhein-Westfalen 
tätig?

Peter Silbernagel: Insgesamt 
sind es inzwischen fast vier 
Jahrzehnte. 1981 habe ich be-
gonnen und bin seit 17 Jahren 
als Vorsitzender des PhV NRW 
tätig.

DBB NRW Magazin: Eine be-
achtliche Leistung, Sie waren 
aber auch in der dbb jugend 
aktiv?

Peter Silbernagel: Ja, das ge-
hört mit dazu. Die traditionel-
len Stadien habe ich durch
laufen. Erst habe ich mich 
innerhalb der Junglehrer-Orga-
nisation und dann, nicht nur 

innerhalb des Verbandes, 
sondern auch im Deutschen 
Beamtenbund auf Bundes- 
und Landesebene engagiert.

DBB NRW Magazin: Sie hinter-
lassen große Fußstapfen, zu-
mindest wenn man dies als 
Außenstehender betrachtet. 
Für den DBB NRW und für die 
interessierte Öffentlichkeit wa-

ren Sie stets das Gesicht Ihres 
Verbandes. 

Peter Silbernagel: Es geht nach 
einem Wechsel dann weiter, 
wenn der Verband intern stabil 
ist und seine Ziele nach außen 
geschlossen vertritt. Und wenn 
die agierenden Personen mit 
Engagement, Leidenschaft und 
mit Herzblut dabei sind. Dann 

Peter Silbernagel
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DBB Kreisverband Dortmund:  
Kreishauptvorstandssitzung
Ende März fand in den Räumen der komba Geschäftsstelle in Dortmund die diesjährige Sitzung des 
DBB Kreisverbandes Dortmund statt.

Nach der Begrüßung durch 
den Vorsitzenden Frank Kalkau 
wurde der Beauftragte des 
DBB NRW für die Kreis- und 
Stadtverbände, Reiner Krieger, 
vorgestellt. Er erläuterte seine 
Aufgaben und Ziele. 

Die stellvertretende Vorsitzen-
de des DBB NRW, Andrea Sau-
er-Schieber, referierte im An-
schluss über die vergangene 
Einkommensrunde und wies 

darauf hin, dass der erfolgrei-
che Abschluss auch nur unter 
dem Druck der Mitglieder zu-
stande kam. Hier sei besonders 
auf die gemeinsame Demonst-
ration in Düsseldorf zu verwei-
sen, an der Tausende von Mit-
gliedern teilgenommen haben.

Nach Abarbeitung der Tages-
ordnung wurde die Sitzung bei 
einem gemütlichen Imbiss ge-
schlossen.�

Stehend: Andrea Sauer-Schieber, links (nicht verdeckt): 
Reiner Krieger und im gelben Pullover Frank Kalkau
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wird es auch sicherlich gut 
weitergehen. Davon bin ich 
überzeugt.

DBB NRW Magazin: Was war 
Ihr persönlich größter Erfolg 
als Vorsitzender des PhV?

Peter Silbernagel: Das war in 
der jüngeren Vergangenheit 
die Bewältigung der doch sehr 
emotionalen Debatte um G8 
und G9. Wir haben in der Dis-
kussion immer deutlich ge-
macht, dass es gute Gründe 
für G8 gibt. Und dann, nach-

dem die Politik einen Wechsel 
in ihrer Position vorgenommen 
hatte, dass es auch gute Grün-
de für G9 gibt.

Diese Diskussion gemanagt zu 
haben und dass der Verband 
hier seinem Vorsitzenden nicht 
nur eine bestimmte Marsch-
richtung vorgegeben hat, ist 
auch etwas, das den Verband 
auszeichnet.

DBB NRW Magazin: Was wün-
schen Sie Ihrem Verband für 
die Zukunft?

Peter Silbernagel: Ich wün-
sche, auch im egoistischen 
Sinne, dass der Verband Erfol-
ge einfährt. Dass wir für die 
Kolleginnen und Kollegen eine 
echte Entlastung erreichen. 
Dass die Politik sie nicht wie-
der mit Reformen und purem 
Aktionismus ausbremst und 
sie nicht immer wieder mit 
neuen Moden und Projekten, 
Aktionen und Herausforde-
rungen konfrontiert und sie 
davon abhält, ihre eigentliche 
pädagogische Arbeit zu ma-
chen.

Dem Verband wünsche ich, 
dass er wie bisher eine klare 
Bildungspolitik betreibt, dass 
er dabei ein sympathisches 
Gesicht zeigt, dass er in öf-
fentlichen Diskussionen  
offen auftritt und dass er 
damit nicht nur interessant, 
sondern auch überzeugend 
bleibt.

DBB NRW Magazin: Wir dan-
ken Ihnen für dieses Gespräch 
und wünschen Ihnen Gesund-
heit und Glück auf Ihrem wei-
teren Lebensweg.�
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Postvertriebsstück G 6051  •  Deutsche Post AG „Entgelt bezahlt“

dbb jugend nrw goes Europe
Frühjahrs-Landesjugendausschuss tagte im 
niederländischen Kerkrade

Rund 80 junge Ehrenamtlerinnen und Ehrenamtler der 
dbb jugend nrw, der Jugendorganisation des Deutschen 
Beamtenbundes Nordrhein-Westfalen, ließen beim 
Frühjahrs-LJA den Tagungssaal im niederländischen 
Kerkrade aus allen Nähten platzen. Neben den aktuel-
len Entwicklungen des Verbandes fand ein Austausch 
über Gewalt im öffentlichen Dienst statt – mit eigens 
angereisten Gästen europäischer Partnergewerkschaf-
ten. Auch eine Abgeordnete des europäischen Parla-
ments stellte sich den Fragen der Gewerkschaftsjugend.

Malerische Kulisse für die dies-
jährige Frühjahrstagung der 
dbb jugend nrw am 5./6. April 
bildete die Abtei Rolduc im nie-
derländischen Kerkrade bei 
Aachen. Der Einladung in die 
deutsch-niederländisch-belgi-
sche Grenzregion folgten neben 

Vertreterinnen und Vertreter 
der nordrhein-westfälischen 
Kreis- und Fachgewerkschafts-
jugendgruppen auch Repräsen-
tanten befreundeter Landesju-
genden aus Baden-Württemberg, 
Hessen und Rheinland-Pfalz.

Die niederländische Gast-
freundschaft in den altehr
würdigen Klostermauern 
machte die europäische Ver-
bundenheit spürbar. Beste 
Voraussetzungen für die in-
haltsstarke Podiumsdiskussion 
zum Thema Gewalt gegen 
Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst: Vertreter befreundeter 

Gewerkschaften aus den 
Niederlanden, der Ukraine und 
Österreich waren eigens ange-
reist, um von den Herausfor
derungen und Erfolgen ihres 
gewerkschaftlichen Engage-
ments gegen Gewalt am Ar-
beitsplatz zu berichten.

Dabei wurde neben vielen län-
derübergreifenden Gemein-
samkeiten und Unterschieden 
auch das Potenzial sichtbar, 
von den positiven Entwicklun-
gen anderer Länder zu lernen. 
Der anschließende Vortrag der 
Aachener Europaabgeordne-

ten Sabine Verheyen (CDU) zur 
Bedeutung des europäischen 
Parlaments stärkte ebenfalls 
den Geist europäischer Ver-
bundenheit und Zusammen
arbeit.

Nach so intensiver inhaltlicher 
Arbeit ließen sich die jungen 
Ehrenamtler abends nicht 
zweimal zum Feiern bitten. In 
der stylischen Kulisse inmitten 
des Kerkrader GaiaZOOs zeig-
ten sie den Pandas und ande-
ren Tieren in den benachbar-
ten Gehegen, wie man „die 
Sau rauslässt“.� MK

„Wir sind Europa“: Der Frühjahrs-LJA der dbb 
jugend nrw stand ganz im Zeichen von Europa.
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Die Podiumsdiskussion zum Thema „Gewalt“ 
war mit internationalen Experten besetzt.


